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1. Einleitung 

Die Zunahme von extremen Wetterereignissen sowie die Berichte des Intergovernmental Panel on 

Climate Change (IPCC) haben den Klimawandel in das Zentrum von politischen, gesellschaftlichen und 

ökonomischen Diskussionen gerückt. Dabei stand bislang der Schutz des Klimas im Mittelpunkt. Doch 

selbst wenn nationale und internationale Klimaschutzanstrengungen erfolgreich sind, können 

Veränderungen des Klimas nicht mehr vollständig verhindert werden (Field et al. 2012). Neben dem 

Klimaschutz wird daher eine Anpassung an nicht vermeidbare Auswirkungen des Klimawandels immer 

wichtiger. Anpassung sollte hierbei nicht als Rückzug aus der Verantwortung für den anthropogenen 

Klimawandel, sondern als Versuch der Minderung der Verwundbarkeit von Gesellschaft und Wirtschaft 

gegenüber unvermeidbaren Klimafolgen verstanden werden. 

Für die Sicherung der Wasserversorgung in Deutschland spielt insbesondere das Grundwasser eine 

wichtige Rolle. Die Trinkwasserversorgung wird in Deutschland zu über 70 % aus dem Grundwasser 

gespeist (BGR 2014a). Gleichzeitig stehen der Wasserkreislauf und der Klimawandel in enger Beziehung 

zueinander. Steigen im Zuge des Klimawandels die Temperaturen, steigen damit auch die 

Verdunstungsraten an. In Folge dessen steht weniger Wasser für die Grundwasserneubildung zur 

Verfügung (BGR 2014b). Jedoch lassen sich viele der langsamen Veränderungen des Grundwassers nicht 

monokausal auf Klimafolgen zurückführen, da sie beispielsweise ebenso durch das 

Bevölkerungswachstum, Änderungen der Siedlungsformen, die Art der Nutzung der natürlichen Umwelt 

oder allgemein den wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Wandel beeinflusst werden (Die 

Bundesregierung 2008). 

Auswirkungen des Klimawandels auf das Grundwasserdargebot können in einem sinkenden, steigenden 

oder schwankenden Grundwasserspiegel sichtbar werden. Regional und/oder saisonal kann es in Folge 

dessen zu Engpässen in der Wasserversorgung und damit zu Nutzungskonflikten kommen. 

Regionalspezifische Anpassungsmaßnahmen und Strategien, wie mit den sich verändernden 

Gegebenheiten der Klimafolgen umzugehen ist, müssen frühzeitig in den Planungen berücksichtigt 

werden, damit die Wasserver- und -entsorgung auch zukünftig zuverlässig sichergestellt werden kann. 

Dieses Arbeitspapier stellt die aufgrund von Klimaszenarien erwarteten Einflüsse des Klimawandels für 

das Grundwasserdargebot vor, beschreibt mögliche Folgen und bezieht unterschiedliche Nutzungen 

sowie mögliche sich verschärfende Nutzungskonflikte ein. Erste Anpassungsmaßnahmen für den 

Umgang mit den Folgen eines veränderten Grundwasserdargebots werden skizziert. 

Das Arbeitspapier bietet eine Informationsgrundlage für die inhaltliche Vorbereitung auf den Dialog zur 

Klimaanpassung „Grundwasser zwischen Nutzung und Klimawandel“ am 16. September in Berlin. 

Fragestellungen und Zielrichtung des Workshops werden im abschließenden Teil benannt. 

2. Politische Anpassungsaktivitäten auf Bundesebene 

Die natürlichen, sozialen und wirtschaftlichen Systeme sind direkt und indirekt von Änderungen des 

Klimas betroffen. Ihre Verwundbarkeit gegenüber den Folgen des Klimawandels zu verringern sowie die 

Anpassungsfähigkeit dieser Systeme zu erhalten bzw. zu erhöhen, ist das Ziel der 2008 auf 

Bundesebene beschlossenen Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel (DAS). Sie dient als 

Rahmen für einen mittelfristigen Prozess, welcher Bewusstsein schaffen, Betroffenheiten durch den 

Klimawandel analysieren, Gefahren und Risiken benennen und bewerten, sowie Handlungserfordernisse 

und Maßnahmen aufzeigen soll. Konkretisiert wurden die vom Bund gefassten Absichten in 

Zusammenarbeit mit den Ländern und relevanten gesellschaftlichen Akteuren. Sie wurden 2011 als 

Aktionsplan Anpassung (APA) beschlossen (Die Bundesregierung 2008; Die Bundesregierung 2011). 



 

   

3. Klimawandel und Grundwasser in Deutschland 

3.1. Klimawandel in Deutschland 

Obwohl Deutschland eines der Länder ist, die im globalen Vergleich nicht so stark vom Klimawandel 

betroffen sind und sein werden, werden auch hier die Folgen spürbar sein. Ein Vergleich der 

verschiedenen Modelle und Szenarien ergibt, dass bis 2050 eine mittlere Temperaturerhöhung zwischen 

0,6 und 1,4°C erwartet wird. Allein 2012 lag die mittlere Temperatur Deutschlandweit mit 9,1°C bereits 

um 0,9 K über dem der klimatologischen Normalperiode 1961 – 1990 (DWD 2014a). Bis 2100 könnte die 

mittlere Temperatur um 2,1°C bis 5,5°C ansteigen (Helmholtz Gemeinschaft 2014). Dabei können 

regional und lokal große Unterschiede auftreten.  

Die Niederschlagsmuster in Deutschland werden sich sowohl in ihrer räumlichen Verteilung als auch 

hinsichtlich der jeweiligen Niederschlagsmenge verändern. Die Veränderungen des Niederschlags 

unterliegen weit stärkeren Unsicherheiten als die prognostizierten Veränderungen der Temperatur, was 

eine Betrachtung der möglichen Bandbreite der Veränderung notwendig macht (REGKLAM-Konsortium 

2013). Bei den Sommerniederschlägen kann mit einer Abnahme zwischen 13 und 46% bis zum Ende des 

Jahrhunderts gerechnet werden, besonders im Südwesten. Die Winterniederschläge nehmen nach den 

derzeitigen Projektionen bis 2100 um bis zu 33% zu (Helmholtz Gemeinschaft 2014). In Bezug auf den 

gesamten Jahresniederschlag werden nur geringe Änderungen von meistens +/- 5% des bisherigen 

Wertes erwartet (DWD 2014d). Jedoch kann es bezüglich der regionalen und saisonalen Verteilung 

deutliche Unterschiede geben. Grundsätzlich wird erwartet, dass die Niederschlagsmengen sich von den 

Sommer- in die Wintermonate verschieben werden (DWA 2010;  Helmholtz Gemeinschaft 2014; DWD 

2014b). Seit 1882 kann bereits beobachtet werden, dass die Niederschlagssumme im Mittel um 26% im 

Winter gestiegen sind, während sie seit 1881 im Sommer im Mittel geringfügig zurückgingen (DWD 

2014c). 

Zusätzlich zu diesen Änderungen der mittleren Klimaverhältnisse ist davon auszugehen, dass Häufigkeit 

und Intensität von Extremwetterereignissen zunehmen werden. Im Vergleich zu Projektionen für mittlere 

Temperaturen und Niederschlagsmengen sind Projektionen für Extremwetterereignisse mit noch 

größeren Unsicherheiten verbunden. Bis 2100 wird bezüglich der Tage mit Temperaturen über 30°C mit 

einer Zunahme um 7 bis 36 Tagen pro Jahr gerechnet (Helmholtz Gemeinschaft 2014). Auch 

Starkniederschläge – insbesondere im Winter und an den Küsten – werden wahrscheinlich häufiger 

auftreten (Helmholtz Gemeinschaft 2014; Birkmann et al. 2012). Des Weiteren ist mit einem Anstieg der 

Auftrittswahrscheinlichkeit von heute 100-tägigen Starkregenereignissen von 25% - 50% zu rechnen, 

insbesondere im Norden und in Küstengebieten (Deutschländer, Dalenlane 2012). 

3.2.  Auswirkungen des Klimawandels auf das Grundwasserdargebot 

In Deutschland werden Wasser und Trinkwasser auch zukünftig nicht knapp werden. Es kann dennoch 

temporär und lokal durch Trockenperioden und Nutzungskonkurrenzen zu Engpässen kommen.  

Für das Grundwasserdargebot spielen insbesondere Änderungen der Verdunstung, die von der 

Temperatur aber auch der Landnutzung abhängt, und Änderungen der Niederschläge eine wichtige Rolle. 

Höhere Temperaturen führen zu einer stärkeren Verdunstung, sodass weniger Wasser versickert und für 

die Grundwasserneubildung zur Verfügung steht. Der Niederschlag beeinflusst sowohl den Abfluss an 

der Oberfläche als auch die Grundwasserneubildung. Besonders die Winterniederschläge sind für die 

Grundwasserneubildung prioritär, da zu dieser Jahreszeit die Verdunstungsraten gering sind, ein 

größerer Anteil des Niederschlags als im Sommer somit versickern und zur Grundwasserneubildung 

führen kann (BGS Umwelt 2010). Die Grundwasserneubildung wird des Weiteren durch natürliche 

Faktoren wie Bodenart, geologischen Aufbau des Untergrundes, Topographie, Tiefe des Grundwassers 



 

   

und Lage zu den Gewässern beeinflusst (BGS Umwelt 2010; BMU 2008). Die anthropogenen Faktoren 

sind vor allem Landnutzung, insbesondere die Flächenversiegelung, und der Umgang mit dem 

Niederschlagswasser. Während bei den natürlichen Einflüssen nur langfristig Änderungen durch 

Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnahmen möglich sind, bieten anthropogene Randbedingungen 

Möglichkeiten zur kurzfristigeren Anpassung (Umweltamt Dresden 2013). 

Ein veränderter saisonaler und Jahresniederschlag kann die Grundwasserneubildungsrate und damit die 

Grundwasservorräte beeinflussen (BMBF 2010). Dabei muss ein veränderter Jahresniederschlag nicht 

zwangsläufig einen geringen Grundwasservorrat im Sommer bewirken. Die Größe des 

Grundwasserreservoirs beeinflusst dabei, inwieweit höhere Niederschläge im Winter geringere 

Sommerniederschläge und höhere Verdunstungsraten ausgleichen können. 

Eine Veränderung des Jahresniederschlags ist besonders in Gebieten problematisch, in denen die 

Grundwasserleiter bereits heute strapaziert sind bzw. aufgrund ihrer begrenzten Größe eine saisonale 

Verschiebung der Niederschläge (und höhere Verdunstungsraten) in Zukunft im Rahmen ihrer 

Speicherkapazitäten nicht ausgleichen können. Die Problematik geringerer Grundwasservorräte im 

Sommer kann außerdem verstärkt werden, wenn durch höhere Temperaturen und einer damit 

einhergehenden höheren Verdunstung zusätzlich noch weniger Wasser zur Versickerung zur Verfügung 

steht (BMBF 2010). 

In der Region um Dresden ist aufgrund einer höheren Verdunstung und geringeren Jahresniederschlägen 

mit einer starken Abnahme der Grundwasserneubildung zu rechnen, die Ergebnisse weisen aber eine 

große Bandbreite auf. So wird mit einem Rückgang der langjährigen mittleren 

Grundwasserneubildungsrate um 20 – 50% (im Mittel um 35%) gerechnet im Vergleich zur 

Referenzperiode 1961-1990 (Umweltamt Dresden 2013). 

Ebenso wie in Dresden ist auch in Brandenburg mit einer starken Abnahme der Grundwasserneubildung 

zu rechnen, in dem „Worst-Case-Szenario“ sogar um bis zu 40%. In Brandenburgs Wäldern ist eine 

Ursache dafür zu finden: durch einen erhöhten Transpirationsbedarf sinken die Versickerungsraten in 

den Wäldern (Birkmann et al. 2012). 

In Hessen ist eine hohe Variabilität der Grundwasserneubildungsrate zu beobachten. Während in 

trockenen Jahren wie zwischen 1971-1976 nur wenige Millimeter neues Grundwasser gebildet werden 

konnte (BGS Umwelt 2010), kann zukünftig dagegen in den Nassjahren teilweise mit Anstiegen der 

mittleren Grundwasserneubildungsrate um ca. 25% bis 2050 gerechnet werden. Das entspräche dem 

Wert der Nassdekade von 1981-1990. Die Verlagerung des Niederschlags in die Wintermonate ist eine 

Ursache für den projizierten Anstieg der Grundwasserneubildungsrate, da die Neubildung von 

Grundwasser vorwiegend in den Wintermonaten stattfindet (Hergesell, Berthold 2008; Kämpf et al. 

2008). 

Grundsätzlich ist bei einer Erwärmung der Luft eine mögliche Erwärmung des Grundwassers und damit 

einhergehend die Frage nach der Wasserqualität zu beachten, da eine Wassererwärmung tendenziell mit 

einer Beeinträchtigung der Rohwasserqualität einhergeht (DWA 2010). Auf diese Problematik kann 

nachfolgend aber nicht weiter eingegangen werden, da dies nicht im Fokus des Dialogs steht. 

4. Auswirkungen und Folgen eines veränderten Grundwasserspiegels  

Veränderte Grundwasserspiegel – sowohl steigende, sinkende als auch schwankende – führen zu 

Auswirkungen, die sich auf Wasserwirtschaft und Ökosysteme teils positiv, häufig jedoch eher negativ 

auswirken. Wenn die Wasserver- und -entsorgung auch zukünftig zuverlässig sichergestellt werden soll, 

werden in zahlreichen Fällen Anpassungsmaßnahmen erforderlich. 



 

   

Steigende Grundwasserspiegel 

In Regionen, in denen sich die Grundwasserneubildung stark in die Wintermonate verschiebt, weil die 

Winterhalbjahre feuchter werden, kann mit steigenden Grundwasserspiegeln gerechnet werden. 

Verstärkt werden kann dies durch weitere Einflüsse wie den demographischen Wandel 

(Bevölkerungsrückgang) oder einem generell geringeren Wasserbedarf (Wasser sparen, Steigerung der 

Effizienz der Wassernutzungen). Diese Regionen könnten möglicherweise sogar eine stärkere 

wasserwirtschaftliche Nutzung des Raumes zulassen (Castell-Exner, Zenz 2010; DWA 2011). Eine höhere 

Grundwasserneubildungsrate kann auch Verdünnungseffekte mit sich bringen, sodass eine bessere 

Qualität infolge einer geringeren Konzentration von Schadstoffen des Grundwassers erreicht werden 

kann (Berthold, Hergesell 2005). 

Steigende Grundwasserspiegel können jedoch auch zu negativen Auswirkungen führen. Insbesondere in 

Regionen, in denen natürlicherweise ein geringer Grundwasserflurabstand besteht, können steigende 

Grundwasserspiegel zu Vernässung führen. Dies kann Schäden an Gebäuden und Bauwerken (Keller, 

Fundament) verursachen (Castell-Exner, Zenz 2010; DWA 2011; Berthold, Hergesell 2005). Gleichzeitig 

besteht die Möglichkeit, dass Ackerflächen (Verfaulen der Aussaat, Verschiebung der Bestellung der 

Felder, Staunässe), Waldflächen (Staunässe) oder Biotope vernässen, oder dass Auswaschungen aus 

den Ackerflächen von beispielsweise Nitrat verstärkt auftreten können (BMU 2008; Berthold, Hergesell 

2005). Eine Veränderung der Nutzungsmöglichkeiten von Gärten sowie land- und forstwirtschaftlichen 

Flächen kann die Folge sein. Eine Überflutung von tieferliegenden Flächen (z.B. Straßen, 

Unterführungen) ist ebenfalls möglich (DWA 2011; Berthold, Hergesell 2005). 

Weitere Folgen eines steigenden Grundwasserspiegels können eine Erhöhung der Grundwassermenge in 

Dränagen und Brunnen sein, sowie die Erhöhung der Fremdwassermenge durch Infiltration in 

Kanalisation, Pumpwerken, Regenwasserbehandlungsanlagen und Kläranlagen. Bei einer Sanierung von 

undichten Abwasserkanälen kann es zusätzlich zu einer Erhöhung des Grundwasserspiegels und 

dadurch zu Vernässungen und Überflutungen kommen, sollte die dränende Wirkung der Abwasserkanäle 

entfallen (DWA 2011). 

Sinkende Grundwasserspiegel 

Von dauerhaft sinkenden Grundwasserspiegeln sind insbesondere Regionen betroffen, in denen eine 

(saisonal) geringe Neubildung mit einem insgesamt vergleichsweise kleinen Grundwasservorkommen 

einhergeht, da diese die Variabilität der Niederschläge weniger gut auffangen können (DWA 2010). 

Längerfristige Trockenphasen bei hohen Temperaturen führen außerdem zu längeren Zeiträumen mit 

Spitzenwasserbedarf. Diese können Nutzungskonkurrenzen entstehen lassen oder verschärfen: In der 

Landwirtschaft kann es zu einem erhöhten Wasserbedarf aufgrund zunehmender Bewässerung 

(notwendige Wassermenge pro Flächeneinheit und Größe der bewässerten Fläche) kommen. Bei der 

Trinkwasserversorgung kann es zu einem erhöhten Bedarf von Wasser für die Gartenbewässerung, 

Duschen und Waschen kommen. Demographische Faktoren können diese Effekte regional schwächen 

oder verstärken (DWA 2011; Rohn, Mälzer 2010; Bildungsserver Klimawandel 2014; Berthold, Hergesell 

2005). Sinkt der Grundwasserspiegel, kann dies auch eine Einschränkung für die Forstwirtschaft 

bedeuten, da Bäume in Trockenphasen das tiefergelegene Wasser nicht erreichen und Schaden nehmen 

könnten (HMULV 2005).  

Auch weitere Landökosysteme wie beispielsweise Auengebiete, Feuchtwiesen oder Moore können von 

sinkenden Grundwasserspiegeln betroffen sein – mit Folgen für den Natur- und Klimaschutz. Denn 

sollten Moore beispielsweise aufgrund eines niedrigen Grundwasserstandes trockenfallen, büßen sie 

ihre Funktion als CO2-Speicher ein und geben im Gegenteil große Mengen an Treibhausgasen in die 



 

   

Atmosphäre ab (Trepel 2008). Intakte Moore filtern zudem Schadstoffe aus dem Wasser und geben 

Wasser in gutem qualitativen Zustand an das Grundwasser ab (BUND Bremen, Erlebnis Bremerhaven, 

Gesellschaft für Touristik, Marketing und Veranstaltungen mbH 2014). 

Bei sinkenden Grundwasserspiegeln kann es zu Exfiltration von verschmutztem Wasser aus 

beschädigten Abwasserkanälen in das Grundwasser kommen, sodass eine Gefährdung des 

Grundwassers durch diffuse Stoffeinträge steigt (BMBF 2010, DVGW 2008). 

Nicht nur bei steigendem, sondern auch bei sinkendem Grundwasserspiegel kann eine Gefahr für die 

Bebauung (beispielsweise durch Setzungsrisse) bestehen (Kämpf et al. 2008). Statische Gefährdung der 

Standsicherheit kann für Gebäude, Tunnel, Bauwerke oder auch Abwasserkanäle bestehen, die im 

Grundwasser gegründet wurden (BMBF 2010).  

Eine weitere Problematik ist der geringere Vordruck, den sinkende Grundwasserspiegel nach sich 

ziehen. Dies verursacht Kavitationsprobleme bei Brunnenpumpen, welches im Extremfall zum Trocken-

fallen von Brunnen führen kann (DWA 2010). 

Des Weiteren kann ein sinkender Grundwasserspiegel zu Änderungen der Strömungsverhältnisse des 

Grundwassers führen, was in Küstenregionen dazu führen kann, dass Salzwasser in den 

Grundwasserleiter eintritt. Dies würde die Rohwasserbeschaffenheit langfristig beeinflussen (DVGW 

2008). 

Schwankende Grundwasserspiegel 

Eine weitere Problematik ergibt sich, wenn Grundwasserstände periodisch schwanken. Das heißt, es 

gibt sehr feuchte Jahre, in denen der Grundwasserspiegel ansteigt – was zu den oben genannten 

Vernässungsproblemen führen kann. In besonders trockenen Jahren können die Grundwasserspiegel 

dagegen stark absinken – was mit den bezeichneten Problemen bei sinkenden Grundwasserspiegeln 

verbunden sein kann. In solchen Regionen muss das Wassermanagement auf beide Situationen 

vorbereitet sein und sowohl die Land-, Forstwirtschaft als auch im Bauwesen müssen beide Extreme 

berücksichtigt werden (HMULV 2005). 

5. Veränderungen des Wasserbedarfs 

Die Struktur und der Umfang der Nutzung des Grundwassers sind in ihren Anteilen regional verschieden 

und hängen insbesondere von den jeweiligen naturräumlichen, wirtschaftlichen und demographischen 

Faktoren ab. Verschärfen können sich Problematiken des Grundwasserdargebots dort, wo das 

Grundwasser zur Sicherung des (Trink-)Wasserbedarfs anderer Regionen mitgenutzt wird (HMULV 2005). 

Es lassen sich aktuell deutschlandweit nahezu in allen Bereichen Rückgänge der Wasserbedarfe 

feststellen, die eine Übernutzung der Grundwasservorräte derzeit nicht erwarten lassen. So ist die 

Entnahme seit 1991 um 30% gesunken (BMU 2013). In der öffentlichen Wasserversorgung wurden 2004 

beispielsweise deutschlandweit 5,37 km3 gewonnen, davon 3,52 km3 aus dem Grundwasser. 2007 

waren es 5,13 km3 deutschlandweit (3,16 km3 aus Grundwasser) und 2010 5,08 km3 (3,1 km3 aus 

Grundwasser) (Statistisches Bundesamt 2013). Außer in Bergbauregionen ist nach 

Wasserrahmenrichtlinie deutschlandweit ein guter mengenmäßiger Zustand des Grundwassers 

festzustellen (WasserBLIcK/BfG 2014), wobei regionale Auswirkungen auf das Grundwasser durch die 

kommunale Wassergewinnung durchaus möglich sind. 

Der demographische Wandel und auch Abwanderungen vom Land in die Stadt verändern die 

Siedlungsstrukturen und damit auch die regionsspezifischen Wasserbedarfe (Birkmann et al. 2012). 

Zwischen 1991 und 2004 ging die Wasserentnahme in Deutschland im Durchschnitt um circa 18 % 



 

   

zurück. Ein Grund hierfür ist das „Wassersparen“, bei dem sich unter anderem der Einsatz von 

verbrauchsarmen Toilettenspülungen, Wasch-, Geschirrspülmaschinen, Duschköpfen oder generell von 

wassersparendem Verhalten in der Bevölkerung verbreitet hat (Pawlowski 2008). Dieses sich 

verändernde Verbrauchsverhalten der privaten Haushalte muss bei der Frage nach Nutzungskonflikten 

oder Wassermangel berücksichtigt werden.  

In Regionen mit sinkendem Grundwasserspiegel kann dies zu einer Entlastung, in Regionen mit 

steigendem Grundwasserspiegel zur Verschärfung der angesprochenen Probleme führen.  

6. Maßnahmen und Strategien  

In der Deutschen Anpassungsstrategie (DAS) werden zu Anpassungsmaßnahmen und Strategien 

grundsätzliche Aussagen getroffen: So sollen bei der Auswahl von Maßnahmen stets diejenigen 

bevorzugt werden, die Möglichkeiten zur flexiblen Nachsteuerung und der Berücksichtigung von 

Unsicherheiten aufweisen. Ebenso sind die Maßnahmen mit Synergieeffekten zur Bewältigung 

verschiedener Klimafolgen zu fördern (Die Bundesregierung 2008). 

Um die Wasserver- und -entsorgung auf die Herausforderungen vorzubereiten, die der Klimawandel und 

weitere Einflussfaktoren mit sich bringen, kann es kein allgemeingültiges Handlungsmuster geben. 

Stattdessen müssen die regionalen Bedingungen betrachtet und regionale Anpassungskonzepte 

entwickelt werden (DWA 2010). 

Trotzdem gibt es sowohl für sinkende als auch für steigende Grundwasserstände 

Anpassungsmaßnahmen, die auf andere Regionen übertragbar sind. Im Folgenden werden einige dieser 

technischen sowie institutionellen Maßnahmen exemplarisch näher betrachtet1.  

Fortgesetzte naturwissenschaftliche Forschung zu den regionalen Auswirkungen des Klimawandels auf 

die natürlichen Wasserhaushalte sowie die Erstellung und Diskussion von sozioökonomischen 

Szenarien hinsichtlich der Entwicklung der regionalen Nutzungsmuster ist unabdingbar, um die 

notwendigen Daten für die langfristige Planung von Anpassungsmaßnahmen bereitzustellen (REGKLAM-

Konsortium 2013).  

Auch die Raumplanung kann Einfluss nehmen, indem sie auf regionaler oder lokaler Ebene im 

Flächennutzungs- bzw. Bebauungsplan Flächen für die Wasserversorgung sichert. Auf Ebene der 

Regionalplanung können Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für die Wasserversorgung ausgewiesen 

werden (Birkmann et al. 2012).  

Auch gibt es Prämissen, die sowohl auf einen sinkenden oder einen steigenden Grundwasserspiegel der 

Region anwendbar sind und einbezogen werden können: Planungskonzepte können unter 

                                                 



 

   

Berücksichtigung von Unsicherheit erarbeitet, Maßnahmen zum Monitoring entwickelt und erweitert, 

Wasserentnahmen aller Nutzer erfasst und die Bedarfe aufeinander abgestimmt werden. Kriterien zur 

vor- bzw. nachrangigen Nutzung des Wassers können gesetzlich verankert werden. Eine Prüfung bzw. 

Umsetzung von regionalen Verbundmöglichkeiten kann angegangen werden (dynaklim 2013).   

6.1. Sinkender Grundwasserspiegel 

Institutionelle Maßnahmen 

In Gebieten mit niedrigem Grundwasserstand und geringer Neubildungsrate kann es temporär zu 

ökologisch und sozioökonomisch unverträglich niedrigen Grundwasserständen kommen, auch wenn die 

jährlichen Entnahmemengen das mittlere Dargebot nicht überschreiten und somit im Jahresdurchschnitt 

grundsätzlich unbedenklich wären. Eine mögliche Maßnahme ist in diesem Fall eine Festlegung von orts-

bezogenen Grenzgrundwasserständen, die nicht unterschritten werden dürfen. Empfindliche 

Ökosysteme oder die Bebauung sollen mit dieser Maßnahme geschützt werden. Eine ähnliche 

Maßnahme ist die Wahrung einer Ökosystemreserve von 20% der mittleren jährlichen 

Grundwasserneubildung, die bei der Wasserbilanzbetrachtung zur Erteilung von Entnahmeerlaubnissen 

berücksichtigt werden kann (Umweltamt Dresden 2013). 

Um die Grundwasserneubildung zu erhöhen, ist es insbesondere in urbanen Räumen wichtig, dass die 

Versiegelung der Flächen durch das Einsetzen von wasserdurchlässigen Belägen begrenzt sowie 

ausreichend Grün- und Freiflächen geschaffen werden (Umweltamt Dresden 2013). Diese Maßnahmen 

zur Steuerung der Flächennutzung und der Wasserentsorgung dienen nicht nur der 

Grundwasserneubildung, sondern sind auch im Sinne des Umganges mit Starkregen und/oder 

Hochwasserereignissen sinnvoll. Die Mischwasserkanalisation muss weniger in Anspruch genommen 

und das Regenwasser nicht anschließend aufwendig gereinigt werden. Die chemischen Belastungen 

können gemindert werden, die sonst bei Starkregenereignissen bei einem Überlaufen der 

Mischwasserkanalisation in umliegende Gewässer auftreten (Senator für Umwelt, Bau, Verkehr und 

Europa 2010). Die Maßnahme kann neben ihrer Flexibilität auch einen ökonomischen Vorteil bieten 

gegenüber dem Bau bzw. der Erweiterung von Regenwasserbehandlungsanlagen oder Regenrück-

haltebecken (dynaklim o.J.; REGKLAM-Konsortium 2013). 

Des Weiteren kann eine Handlungsanleitung für die Verwaltungen der unteren Wasserbehörden und der 

Landesdirektion erarbeitet werden, in der ein einheitlicher Entscheidungsrahmen für die Erteilung von 

wasserrechtlichen Gestattungen, die Erlaubnis und Bewilligung umfassen, unter der Berücksichtigung 

des Klimawandels vorgegeben wird. Eine solche Handlungsanleitung kann ebenfalls Prüfungen bereits 

bestehender Erlasse und deren mögliche Änderungen aufgrund veränderter Anforderungen sowie 

Vorgaben zur Überprüfung genehmigungsfreier Nutzungen bei Niedrigwasserständen beinhalten 

(REGKLAM-Konsortium 2013). 

Eine Maßnahme zur Sicherung der Wasserversorgung kann auch die gesetzliche Priorisierung der 

Nutzergruppen darstellen (dynaklim 2013). Das Land Rheinland-Pfalz hat beispielsweise einen Entwurf 

eines neuen Landeswassergesetztes im Grundsatz beschlossen, in dem unter anderem verankert ist, 

dass die öffentliche Trinkwasserversorgung Vorrang vor den anderen Nutzungen genießt (MULEWF 

2014). 

Zudem müssen Planer und Baugrundgutachter verstärkt die Gefährdung der Bebauung durch niedrige 

Grundwasserstände bei künftigen Planungen miteinbeziehen, um Schäden vorzubeugen (Umweltamt 

Dresden 2013). 



 

   

Als eine Maßnahme zur Steigerung der Grundwasserneubildung ist der Umbau von monokulturellen 

Nadelwäldern hin zu laubholzbasierten Mischwäldern, da die Grundwasserneubildungsrate im Winter 

dort höher ist. Allerdings weisen Laubbäume andere Ansprüche an Wasser und Nährstoffe auf, sodass 

eine Umwandlung nicht überall möglich ist. Hinzu kommt, dass Nadelholz – zumindest derzeit – deutlich 

wirtschaftlicher ist als Laubholz (KLIMZUG-NORD Verbund 2014). 

Technische Maßnahmen 

Zu den technischen Maßnahmen zählt der Einsatz von Infiltrationsanlagen zur künstlichen Grund-

wasseranreicherung. Dabei wird zu Trinkwasserqualität aufbereitetes (Oberflächen-)Wasser durch 

Versickerung dem Grundwasser zugeführt. Das Grundwasserdargebot kann damit erhöht werden. So 

können auch Grundwasserspiegelabsenkungen, die sich durch Grundwasserförderungen ergeben, auf 

eine ökologisch verträgliche Höhe ausgeglichen werden. Infiltration kann auch dazu genutzt werden, 

einen Mindestgrundwasserstand zur Vermeidung von Schäden an der Bebauung anzusteuern (BGS 

Umwelt 2010). Das REGKLAM-Projekt in Dresden beschreibt, dass bereits nach heutiger Rechtslage die 

Wasserbehörde von Benutzern des Grundwassers fordern kann, dass nach der Nutzung das Wasser 

wieder dem Untergrund zugeführt wird, um die Grundwasservorräte zu schonen. Gleichzeitig muss 

insbesondere bei der thermischen Nutzung des Grundwassers darauf geachtet werden, dass erwärmtes 

Wasser vorher beispielsweise durch eine Warmwasseraufbereitung genutzt und damit gekühlt wird, 

sodass das Grundwasser nicht erwärmt wird (Umweltamt Dresden 2013). Auch die Wiedereinleitpflicht 

in Berlin bei großen Baumaßnahmen, im Zuge derer das Grundwasser abgesenkt werden muss, führt zu 

einer Verringerung der Belastung des Grundwasserhaushaltes (Hannappel, Limberg 2007). 

6.2.  Steigender Grundwasserspiegel 

Institutionelle Maßnahmen 

Die bereits beschriebene Problematik der möglichen Vernässung von Gebäuden sollte künftig bei der 

kommunalen Planung von Regionen mit hohen Grundwasserständen verstärkt beachtet werden, um das 

vorhandene Schadenspotenzial nicht noch weiter zu vergrößern (Umweltamt Dresden 2013; Berthold, 

Hergesell 2005). 

Das Projekt REGKLAM geht einen Schritt weiter, indem eine Verlagerung empfindlicher Nutzungen aus 

dauerhaft vernässungsgefährdeten Gebieten vorgeschlagen wird. Es ginge dabei um Gebiete, die 

langfristig betrachtet und ohne die Verstärkung von Gegenmaßnahmen tendenziell dauerhaft vernässt 

sein würden. Notwendig wäre dafür eine zuverlässige Projektion über die Niederschlagsentwicklung 

(REGKLAM-Konsortium 2013).  

Berlin beispielsweise ist lokal begrenzt von steigenden Grundwasserspiegeln bereits heute betroffen, 

auch wenn die Ursachen dahinter hauptsächlich nicht im Klimawandel zu finden sind. Um einem lokal 

steigenden Grundwasserspiegel entgegenzuwirken, werden die Fördermengen der Wasserwerke 

umverteilt (Berliner Wasserbetriebe o.J.). Solche Maßnahmen sind auch auf Änderungen des 

Wasserspiegels aufgrund des Klimawandels anwendbar. 

Technische Maßnahmen 

Speziell für die Begrenzung des Grundwasseranstiegs konzipierte Anlagen könnten in manchen 

Regionen notwendig werden, um die Bebauung oder die Infrastruktur vor Vernässungsschäden zu 

schützen. Diese Anlagen können saisonal bzw. in den Nassperioden betrieben werden. Das entnommene 



 

   

Wasser wird in einigen Regionen anderweitig, beispielsweise zur Bewässerung, genutzt. Da dies aus 

Qualitätsaspekten nicht überall möglich ist, wird das Wasser oftmals in Fließgewässer eingeleitet. 

Voraussetzung dafür ist eine ausreichende Abflussleistung des Vorfluters (BGS Umwelt 2010). 

Als Lösungsansatz für die ferne Zukunft nennt das Projekt dynaklim die Maßnahme der Speicherung von 

Grundwasser in den Zeiten, in denen die Grundwasserneubildung die Nachfrage stark übersteigt 

(dynaklim 2013). 

7. Schlussfolgerung und Diskussionsfragen 
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